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(Nr. 14424.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1938. Vom 
25. März 1938. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1938 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 2002 205 950 AM feſtgeſtellt, und zwar: 
im ordentlichen Haushalt 
auf 1 953 680 950 AM an Einnahmen, 
auf 1877 283 850 AM an fortdauernden und 
auf 76 397 100 AM an einmaligen Ausgaben, 
im außerordentlichen Haushalt 
auf 48 525 000 % an Einnahmen und 
auf 48 525 000 RAN an Ausgaben. 


8 2. 
Die Vorſchriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung finden im Rechnungsjahr 1938 
keine Anwendung. : 
§ 3. 


(1) Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 

(e) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften des 
§ 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haushalts- 
mittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 


8:4 
(i) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge aus den Rechnungs— 
jahren 1930 bis 1932 einen Betrag bis zur Höhe von 449 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 


E) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
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rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 5. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1938 die Summe von 48,6 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits, und zwar, 
ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

() Auf die Tilgung der Schuld findet 8 4 Abſ. 2 Anwendung. 


§ 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 200 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1937 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während des 
Rechnungsjahrs 1938 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer Rückerſtattung 
anzurechnen. 5% 

8 * 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt⸗ 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. 


() Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften tft die Zuſtimmung des Staats⸗ 
miniſteriums erforderlich. a a 


§ 8. 


Die Beſtimmungen des $ 70 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rechnungs⸗ 
jahr 1938 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung ſowie die Koſtenerſtattungen des 
Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens Anwendung. 


8. 9 
Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Ausgabemitteln decken ſich gegenſeitig: 
1. ſoweit es im Haushaltsplan zugelaſſen ift, die Mittel bei den fortdauernden Ausgaben für 
a) Unterſtützungen für Beamte, 
p) Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten, 
e) Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen; 
2. die unter Ziffer La und b genannten fortdauernden Ausgaben innerhalb der einzelnen 
Verwaltungszweige auch mit den Mitteln für „Notſtandsbeihilfen für Beamte, Beamte im 
Ruheſtand, Wartegeldempfänger und Hinterbliebene“; 


3. im Einzelplan! die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den gleichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung. 


§ 10. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Staatshaushaltsplan zu ändern, ſoweit es eine im 
Laufe des Rechnungsjahrs eintretende Neuregelung von Aufgaben und Zuſtändigkeiten der Staats⸗ 
verwaltung oder die Durchführung von Gebietsbereinigungen erfordern. Die Ermächtigung im 
Falle von Gebietsbereinigungen bezieht ſich auch auf Maßnahmen zur Auseinanderſetzung über 
Vermögen und Schulden. : 


a 
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§ 11. 
(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1938 in Kraft. 
(2) Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes a 


Berlin, den 25. März 1938. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, 


Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. (Erziehung und Volksbildung. 

Göring. Po pitz. Ruſt. 

Der Miniſter für die Der Miniſter für Ernährung 18 

kirchlichen Angelegenheiten. und Landwirtſchaft. Der Miniſter des Innern. 
Kerrl. In Vertretung: Frick. 
ü Willikens. 

Der Arbeitsminiſter. Der Verkehrsminiſter. Der Wirtſchaftsminiſter. 

Seldte. In Vertretung: In Vertretung: 
Koenigs. Brinkmann. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 25. März 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1938 


Geſamtplan 
Betrag für das 
Einzelplan Einnahme 5 Rechnungsjahr 1938 
Reichsmark 
A. Ordentlicher Haushalt 
IJ. Einnahmen 
I [Domänen verwaltung ee ee erreiee 24 857 250 | 
11 Forſtverwaltung: | 
a) Verwaltung und Betrieb. 186 644 700 | 
p) Forſtliche Lehr-, Forſchungs⸗ und Verjuchsanitalten ..... 86 200 | 
LIT Münzverwaltunn nnn mg. oo nenne 1 935 600 | 
IV Reichs⸗ und Staatsanzeigee 3 363 950 
V Preußiſche Staatsbanſei „„ 4 500 000 
VI Staatliche Porzellanmanufaktun UUUUUUUUUUn — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Abgaben nn. 1 396 245 550 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 46 740 350 
o) Sonſtige Einnahmnrnr nn. 61 969 650 
XIII Staats mini 8 4 633 150 
XIV Finanzminiſterilnßn 8 32 456 450 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheit 113 550 
XVI Bermaltimg, des Juneeee nd 8 39 786 750 
XVII Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung .... 71 894 400 
XVII Wirtſchaftsminiſteriuuu kk nero nnennee 6 311 500 
XIX Berg verwaltung 8 2 268 100 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltunnnnn „ 11 373 300 
XXI Geſtütver waltung ee ee keine 16 666 000 
XXII Wbeltsminiſterſl( ũ ů Mm 8 46 650 
i Verkehrsminiſterilm̃nmn 8 11 197 450 
XXIV Oberrechnungs kamen 41 750 
XXV Stäctsſchlnd‚d‚d 8 30 548 650 


Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts 1 953 680 950 
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Betrag für das 


Einzelplan Ausgabe Rechnungsjahr 1938 
Reichsmark 
II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 
1 Domänenverwaſ tung 11 330 400 
II Forſtverwaltung: 
a) Bermalrunge ind Betrie n,, 121 866 600 
b) Forſtliche Lehr-, Forſchungs⸗ und Verſuchsanſtalten 1099 300 
III , v ee re Nee Rep: 1 057 100 
IV Reichs und Staatsanzeige?nnr,%,r elle een 2280 950 
V Preüßiſche Staatsbannknk‘d il — 
VI Staatliche Porzellgnmagnufagkti t er — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
ee e,, e 170 000 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates. 6 682 000 
ne e d IE NUR er 223 537 150 
XIII See ee ee Nr 16 656 050 
XIV eee et ee ee 220 680 650 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten ................ 47 216 000 
XVI Bernal des neee 88 310 066 750 
XVII | Miniftertum für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 700 684 950 
eee ʒ See neneee 5 303 550 
XIX Beriderdallu ,, rebesnniehuean 6 546 500 
XX ande catliche Ladung 41 821 900 
XXI Geſtütverw aun; nee ae 23 344 400 
e 5 039 450 
e eee re Er anRa a Re 17 734 950 
IERTV | Oberrennüungsfamimernnen sie ieeietereieieteteinretinternte nature. Ge 854 800 
XXV Saaehsddsds dd 113 310 400 
Summe der fortdauernden Ausgaben... 1877 283 850 
b) Einmalige Ausgaben 
1 Doftänen verwaltung se lkyee 3 510 000 
II Forſtverwaltung: 
eat id ,,,, 23 450 000 
bp) Forſtliche Lehr-, Forſchungs- und Verſuchsanſtalten ...... 315 000 
III Münzver waltung ii 8 1 000 000 
IV Reichs und Staatsganzeigerjryyh nennen — 
V Preußiſche Stoctssaangnnfnn ĩ ĩé˙b⅛5 — 
VI Staatliche er meer,... 8 410 000 


28 685 000 
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Einzelplan 


XXI 
XXII 
XXIII 
XXIV 
XXV 


Einnahme und Ausgabe 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 1938 


Abſchluß 
Reichsmark 
Übertrag .... 28 685 000 
Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Abgaben ...........--nn.neeesnnnnnnencnee — 5 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates Ss 
o) Sonſtige Ausgaben ..........ucreee sense nennen 1259 000 
Stagteminiterium .eseesenesnenannnueenennnne nee versenden 1 701 100 
Finanzitiniiteriunt nonnscsae sa ne Mellesie. 88 6 534 950 
Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten. 110 000 
Verwaltung des Innen 3 1 968 600 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung .... 13 391 100 
Wirtſchaftsminiſteriu mme 100 000 
Berg verwaltung ES RER 11 490 000 
Landwirtſchaftliche Verwaltung.... 9 058 050 
Geſtperwallun g se ae Menue 704 500 
Arbetantiniitertunt m en unse . 
Vertehtsmistiitertii nen. mM. 888 1394 800 
Oberrechnungskammerrrrrrrrrrrrn&. VVV Sn 
Stachsſchhdsdsd ee seele ee A 
Summe der einmaligen Ausgaben ........e..-es sense eeneeenn 76 397 100 
Hierzu: Summe der fortdauernden Ausgaben. 1877 283 850 
Summe der Ausgaben des ordentlichen Haushalts 1 953 680 950 


N 


XXIII 


B. Außerordentlicher Haushalt 


I. Einnahmen 


Staats ſchuld ! en ende dh 
Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 


II. Ausgaben 


Dom ineuderwalun gs 
Landwirtſchaftliche Verwaltunngn˖g‚ nun: 
Verkehrs miniſteri m 8 
Summe der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 


Abſchluß 


Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


48 525 000 


48 525 000 


7 855 000 
25 550 000 


15 120 000 


48 525 000 


2 002 205 950 


2 002 205 950 
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Zweite Anlage 
zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Durchführungsbeſtimmungen. 

1. Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A la bis 12 find — ſoweit fie 
beſetzbar ſind — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. Dieſe 
Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt 
werden. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Falle eines unabweisbaren Bedürfniſſes Aus⸗ 
nahmen zuzulaſſen. i 

2. Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 

3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen mit 
niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig weg⸗ 
fallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden in 
Wegfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Bezügen 
und danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen 
zu den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters. i 


4. Die im Haushaltsplan ohne nähere Erläuterung als künftig wegfallend bezeichneten plan- 
mäßigen Stellen dürfen beim Freiwerden nicht wieder beſetzt werden. Der Finanzminiſter wird 
ermächtigt, im Falle eines unabweisbaren Bedürfniſſes Ausnahmen zuzulaſſen. 


5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterial⸗ 
dirigenten (Beſoldungsgruppe B 7 a) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanzminiſters 
in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1 a) umgewandelt werden. 

6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die wegen 
Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, in ihrer 
früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, ſo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Beſoldungs⸗ 
gruppe nicht frei find, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die fie einzurücken haben, ſo 
zu beſolden, als ob ſie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wiederangeſtellt 
worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu buchen. 


7. Entlaſſenen Angeſtellten und Lohnempfängern mit mindeſtens einjähriger ununterbrochener 
Dienſtzeit können Übergangsgelder (Abkehrgelder) nach Maßgabe der von der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung erlaſſenen Richtlinien gezahlt werden. 

8. Arbeitern, die 25 Jahre oder mehr als Lohnempfänger in einem Arbeitsverhältniſſe bei der 
Preußiſchen Staatsverwaltung geſtanden haben, kann aus Bewilligungen, aus denen ihre Lohn⸗ 
bezüge zu beſtreiten ſind, nach näherer Beſtimmung der Preußiſchen Staatsregierung eine Dienſt⸗ 
prämie gezahlt werden. 

9. Von der Mitteilung der Nachweiſungen und Überfichten über die in den SS 9 a und Ib 
der Reichshaushaltsordnung bezeichneten Sondervermögen und Anſtalten wird für das Rechnungs⸗ 
jahr 1938 abgeſehen, ſoweit ſie entweder gar keine oder weniger als 300 Reichsmark Jahres⸗ 
einnahmen haben. 

10. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Einnahme 
den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem übertragbaren 
Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen abweichend von 
§ 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge ſolcher Mehreinnahmen, die bis zum Schluſſe des 
Rechnungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in der Staatshaus⸗ 
haltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 
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11. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung, zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
ſei es, daß 
a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der Einnahmen oder 
Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 

b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über 
den Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels hinaus Ausgaben geleiſtet werden 
dürfen oder i 

c) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 
ſo iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrags zuläſſig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den 
Erläuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher 
als ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrags für Zwecke des Ausgabetitels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der 5 vorher 
dazu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 


12. Bei Titel 26 der fortdauernden Ausgaben darf der Erlös für das alte Kraftfahrzeug, das 
bei einer Erſatzbeſchaffung hingegeben wird, von dem Kaufpreiſe für das Erſatzfahrzeug vorweg 
abgezogen werden. 


(Nr. 14425.) Verordnung über die Einführung landesrechtlicher Vorſchriften in den nach dem Groß⸗ 
Hamburg⸗Geſetz auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen (Rechtseinführungsver⸗ 
ordnung). Vom 18. März 1938. 

Auf Grund des $ 6 der Dritten Durchführungsverordnung zum Geſetz über Groß⸗Hamburg 
und andere Gebietsbereinigungen vom 13. März 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 303) wird folgendes 
verordnet: 

SR 

() In den nach dem Groß-Hamburg⸗Geſetz auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen 
werden mit Wirkung vom 1. April 1938 ab die preußiſchen Landesgeſetze, Verordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorſchriften eingeführt, die in den aufnehmenden Verwaltungsbezirken 
gelten, ſoweit im nachſtehenden nichts anderes beſtimmt iſt. 

(2) Iſt das in dem aufnehmenden Verwaltungsbezirke geltende Recht örtlich verſchieden, ſo 
treffen die zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern Beſtimmung 
über das einzuführende Recht. Die Befugnis kann auf nachgeordnete Behörden übertragen werden. 

(3) Die zuſtändigen Miniſter können im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern zum 
Zwecke der Überleitung die Einführung abgeänderter preußiſcher Rechtsvorſchriften anordnen. 


8 2. 

Bis zu dem von den zuſtändigen Miniſtern im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern 
durch Verordnung zu beſtimmenden Zeitpunkte bleiben in Abweichung von dem Grundſatze des 
§ 1 von den bisherigen landesrechtlichen Vorſchriften aufrecht erhalten: 

a) in ſämtlichen auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen: 

1. die landesrechtlichen Vorſchriften, die in den Artikeln 57 bis 61, 113, 139 und 200 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch zugelaſſen ſind, 

2. die landesrechtlichen Vorſchriften über die Auflöſung von Familienfideikommiſſen 
und ſonſtigem gebundenen Beſitze, 


3. die landesrechtlichen Vorſchriften über die Entlaſtung der Richter durch Urkunds⸗ 
beamte, 


10. 


115 


12: 


13. 
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die landesrechtlichen Vorſchriften über die Einrichtung des nach § 2 Abſ. 2 der 


Grundbuchordnung zur Grundſtücksbezeichnung im Grundbuch dienenden amtlichen 
Verzeichniſſes einſchließlich der Vorſchriften zur Erhaltung der Übereinſtimmung 
zwiſchen dem Grundbuch und dieſem Verzeichniſſe, ö 


die landesrechtlichen Vorſchriften über das Grundbuchweſen, die im § 189 des 


Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit bezeichneten Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſowie die landesrechtlichen Vorſchriften über Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung, 


„die landesrechtlichen Vorſchriften über Schiffsregiſter, 

„die landesrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Schiedsmannsweſens, 

„die landesrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Hebammenweſens, 

„die landesrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des öffentlichen und privaten 


Verſicherungsweſens, jedoch mit der Maßgabe, daß : 

das Hamburgiſche Feuerkaſſengeſetz vom 18. Juli 1923 in der Faſſung der 

Bekanntmachung vom 16. Dezember 1929 (Hamb. Geſetz⸗ und Verordnungsbl. 

S. 562) und der Anderungs⸗Geſetze vom 22. Mai 1933 und 14. Juli 1933 
(Hamb. Geſetz⸗ und Verordnungsbl. S. 176 und 277), 


das Geſetz über die Verſicherung von Gebäude⸗Hausbockſchäden und die Be⸗ 
kämpfung des Hausbocks vom 7. Dezember 1934 (Hamb. Geſetz- und Ver⸗ 
ordnungsbl. S. 383), 


das Geſetz über die Verſicherung von Gebäude⸗Unfallſchäden vom 16. März 
1935 (Hamb. Geſetz⸗ und Verordnungsbl. S. 62) 
auf ſtaatseigene Gebäude keine Anwendung finden, 
die landesrechtlichen Vorſchriften über die gewerbsmäßige Perſonenbeförderung mit 
Landfahrzeugen, ſoweit ſie nicht durch das Geſetz über die Beförderung von Perſonen 
zu Lande in der Faſſung vom 6. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1320) und 
die zu ſeiner Durchführung erlaſſenen Beſtimmungen außer Kraft geſetzt worden ſind, 
die landesrechtlichen Vorſchriften über landwirtſchaftliche und bäuerliche Nutzungs⸗ 
rechte, Erbpachtrechte und ähnliche Rechte dinglicher oder nichtdinglicher Art an 
Grundſtücken, 
die landesrechtlichen Vorſchriften über die Einführung und Fortführung des 
Kataſters, 
die landesrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Stiftungsweſens; 


b) in den auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen des ehemaligen Landes Lübeck: 
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3. 


die landesrechtlichen Vorſchriften über den Schutz von Denkmälern der Kunſt und 
des Altertums, 


„die landesrechtlichen Vorſchriften über die Mündelſicherheit der Spar⸗ und Anleihe⸗ 


kaſſe zu Lübeck, 
die landesrechtlichen Vorſchriften über die Bekämpfung des Hausbocks; 


e) in den von Hamburg auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen: 


die landesrechtlichen Vorſchriften über die Erhebung von Beiträgen für den Bau 
der Walddörferbahn und der Langenhornerbahn; 


d) in den von Mecklenburg auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen: 


die landesrechtlichen Vorſchriften über die Aufenthaltserlaubnis für Ausländer. 
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§ 3. 
() In den auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen treten die bisherigen Landesgeſetze, 
Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften, ſoweit ſie nicht nach § 2 ausdrücklich auf⸗ 
rechterhalten werden, mit Wirkung vom 1. April 1938 außer Kraft. 


(2) Die zuſtändigen Miniſter können im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern außer 
Kraft geſetzte landesrechtliche Vorſchriften im Bedarfsfall wieder in Kraft ſetzen. 


§ 4. 

Hat die abgebende Gebietskörperſchaft nach dem 31. März 1937 aufrechterhaltene (§ 2) oder 
wieder in Kraft geſetzte (§ 3 Abſ. 2) landesrechtliche Vorſchriften geändert oder trifft ſie künftig eine 
ſolche Maßnahme, ſo gilt die Anderung auch für die übergegangenen Gebietsteile, ſoweit nicht die 
zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern etwas anderes beſtimmen. 


5 § 5. 

(1) Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Viehſeuchengeſetz vom 25. Juli 1911 (Geſetzſamml. 
S. 149) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. März 1928 (Geſetzſamml. S. 45) nebſt Ausführungs⸗ 
vorſchriften tritt in den auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen mit Rückwirkung vom 
1. April 1937 in Kraft. 

(2) Im ehemals oldenburgiſchen Landesteil Birkenfeld tritt das Geſetz über die Erhebung einer 
Grubenfeldſteuer vom 10. Dezember 1924 (Geſetzbl. für den Freiſtaat Oldenburg, Landesteil Birken⸗ 
feld, Band 24 S. 770) in der Faſſung des Geſetzes vom 2. Auguſt 1933 (Geſetzbl. für den Freiſtaat 
Oldenburg, Landesteil Birkenfeld, Band 28 S. 600) mit Rückwirkung vom 1. April 1937 außer 
Kraft. 

§ 6. 

Durch die Einführung des in Preußen geltenden Beſoldungsrechts werden die Wartegelder, 
Ruhegehälter und ſonſtigen Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1938 oder zu einem früheren Zeit⸗ 
punkt aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten und ihrer Hinterbliebenen — unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des Kapitels VIII des Geſetzes vom 30. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 433) — nicht berührt. 
Verringern ſich die Verſorgungsbezüge infolge Anwendung des Kapitels VIII des Geſetzes vom 
30. Juni 1933, ſo gelten die Vorſchriften des § 2 der Verordnung über die Einführung des für die 
Beamten und Lehrperſonen im Reiche und in Preußen geltenden Beſoldungsrechts in den auf 
Preußen übergegangenen Gebietsteilen vom 26. November 1937 (Geſetzſamml. S. 177) entinrechend. 


SB 
Die Verordnung tritt am 1. April 1938 in Kraft. 


Berlin, den 18. März 1938. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: P o p i z. In Vertretung: 


Körner. Pfundtner. 
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(Nr. 14426.) Einundzwanzigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 21. März 1938. 
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Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. September 


1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) SS 1 und 14 wird folgendes beſtimmt: 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn— 


ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) § 1 werden erklärt: 


I. aus dem Regierungsbezirke Merſeburg und zwar aus dem Saalkreiſe 


die Gemeinden: 
Stadt Könnern 
Stadt Löbejün 
Stadt Wettin 
Stadt Ammendorf 
Bebitz 
Beeſedau 
Beeſenlaublingen 
Beiderſee 
Brachſtedt 
Brachwitz 
Braſchwitz 
Kuſtrena 
Dachritz 
Dalena 
Dammendorf 
Deutleben 
Dobis 
Döblitz 
Dößel 
Domnitz 
Dornitz 
Eismannsdorf 
Friedrichsſchwerz 
Frößnitz 
Garſena 
Gimritz 
Görbitz 
Golbitz 
Hohen 
Hohenedlau 
Kaltenmark 
Kirchedlau 
Kroſigk 
Lebendorf 


Lettewitz 

Löbnitz a. d. Linde 
Merbitz 
Mitteledlau 
Möderau 

Morl 

Mukrena 
Nauendorf 

Nehlitz 


Neutz 


Niemberg 
Obermaſchwitz 
Oppin 
Petersberg 
Plößnitz 
Prieſter 
Raunitz 
Rothenburg 
Schiepzig 
Schlettau b. L. 
Schwerz 
Sieglitz 
Spickendorf 
Sylbitz 
Tornau 
Trebitz b. Könnern 
Trebitz a. Petersberge 
Trebnitz 
Untermaſchwitz 
Unterpeißen 
Wallwitz 
Weſtewitz 
Wieskau 
Wurp; 


II. aus dem Regierungsbezirke Hannover und zwar aus dem Kreiſe Hameln-Pyrmont 


die Gemeinden: 


Stadt Bad Pyrmont 


Holzhauſen 
Löwenſen; 


III. aus dem Regierungsbezirke Lüneburg und zwar aus dem Landkreiſe Gifhorn 
9 5 


die Gemeinden: 
Allenbüttel 
Allerbüttel 


Almke 
Barnſtorf 
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Bokensdorf Mörſe 
Kalberlah Neindorf 
Edesbüttel Osloß 
Ehmen Rothehof 
Eſſenrode Sandkamp 
Graſſel Sülfeld 
Hattorf Tappenbeck 
Hehlingen Wasbüttel 
Heiligendorf Wedelheine 
Heßlingen Wedesbüttel 
Jelpke Wettmershagen 
Jembke Weyhauſen; 


IV. aus dem Regierungsbezirke Kaſſel und zwar 
a) aus dem Kreiſe Eſchwege 
die Stadt Eſchwege 
b) aus dem Kreiſe Hanau 
von der Gemeinde Bergen-Enkheim (Kr. Hanau) der Ortsteil Bergen 
die Gemeinde Wolfgang 
e) aus dem Landkreiſe Kaſſel 
die Gemeinden: 
Simmershauſen 
Frommershauſen 
Großenritte 
Oberkaufungen; 


V. aus dem Regierungsbezirke Wiesbaden und zwar 
aus dem Landkreiſe Sankt Goarshauſen: 
a) die Stadt Niederlahnitein 
b) von der Stadt Oberlahnſtein 
die Fluren Nr. 1 bis 12, 14 bis 19, 21, 22, 24 und 31. 


B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 25. März 1938 in Kraft. 


Berlin, den 21. März 1938. 


Der Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter. 
In Vertretung: 


Krohn. 
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